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Vorwort

Für den Zugang zum Anwaltsnotariat ist neben der Zweiten Juristischen Staatsprü-
fung die weitere Voraussetzung das Bestehen der notariellen Fachprüfung. Nach
§ 5 NotFV umfasst der Prüfungsstoff, soweit diese Rechtsgebiete für die notarielle
Amtstätigkeit von Bedeutung sind, das bürgerliche Recht mit Nebengesetzen (nebst
Wohnungseigentumsgesetz und Erbbaurechtsgesetz), das Recht der Personenge-
sellschaften und Körperschaften (einschließlich der Grundzüge des Umwandlungs-
und Stiftungsrechts), das Recht der freiwilligen Gerichtsbarkeit (insbesondere das
Beurkundungsrecht, das Grundbuchrecht und das Verfahrensrecht in Betreuungs-
und Unterbringungssachen, in Nachlass- und Teilungssachen sowie in Registersa-
chen), das notarielle Berufsrecht, das notarielle Kostenrecht, das Handelsrecht so-
wie die allgemeinen Voraussetzungen der Zwangsvollstreckung und der Zwangs-
vollstreckung in Grundstücke.

Das Berufs- und Beurkundungsrecht war in den Klausuren der letzten Jahre nicht
schwerpunktmäßig Gegenstand eines eigenen Klausursachverhaltes. Gleichwohl
werden sowohl das Berufsrecht, insbesondere mit den notariellen Amtspflichten,
als auch das Beurkundungsrecht immer wieder in Zusatzfragen abgefragt. Gerade
im Hinblick auf die Erstellung von Urkundsentwürfen sollte der Aufbau beherrscht
werden, um hier nicht zu viel Zeit zu verlieren und Klausurpunkte zu verschenken.
Zudem können aufgrund von Sachverhaltsangaben sich Prüfungspunkte ergeben,
die nicht explizit in einer Einzelfrage abgefragt werden, die jedoch gleichwohl gut-
achterlich behandelt werden müssen: z.B. Amtstätigkeiten außerhalb des Amtssit-
zes, Mitwirkungsverbote, Testier- und Geschäftsfähigkeit etc.

Dieses Buch soll den Notaranwärtern einen grundlegenden Überblick über das Be-
rufs- und Beurkundungsrecht geben. Neben vertiefenden Literaturhinweisen wer-
den auch Beispiele und Formulierungsvorschläge angeführt. Schließlich sollen im
3. und 4. Teil anhand von jeweils 2 Übungsaufgaben nebst Lösungshinweisen zum
Berufs- und Beurkundungsrecht ein Überblick über mögliche Klausurthemen gege-
ben werden.

Dieses Buch konzentriert sich auf das Wesentliche. Gleichwohl sind Anregungen
und Kritik stets willkommen und erwünscht, um auch zukünftig ein hilfreicher Be-
gleiter auf das Bestehen der notariellen Fachprüfung zu sein.

Herzlichen Dank gebühren vom Notarverlag Frau Greferath-Russ für ihre Beratung
und Begleitung sowie Herrn Flohr für das Interesse an diesem Werk.

Kassel, September 2019 Stefan Griesel
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§ 1 Berufsrecht

A. Das Amt des Notars

I. Aufgaben des Notars (Tätigkeit auf dem Gebiet der

vorsorgenden Rechtspflege)

Ausgangspunkt für das Amt des Notars ist § 1 BNotO, der wie folgt lautet:

■■ Als unabhängiger

■■ Träger eines öffentlichen Amtes

■■ werden für die Beurkundung von Rechtsvorgängen und anderen Aufgaben

■■ auf dem Gebiet der vorsorgenden Rechtspflege in den Ländern

Notare bestellt.

Die vorsorgende Rechtspflege umfasst alle Aufgaben, die der Sicherung und Er-
leichterung des Rechtsverkehrs dienen, was im Wesentlichen das Beurkundungs-
und das Registerrecht beinhaltet. Dabei weist § 1 BNotO i.V.m. §§ 20 ff. BNotO
dem Notar im Rahmen der allgemeinen vorsorgenden Rechtspflege insb. folgende
Zuständigkeiten und Aufgaben zu:

■■ Vornahme von Beurkundungen, sofern das materielle Recht notarielle Form
vorschreibt,

■■ Vornahme von Beurkundungen, wenn Parteien insb. aus Gründen der Beweissi-
cherung/Zeugnisfunktion die Beurkundung wünschen,

■■ Beurkundung bzw. Bescheinigungen von Wahrnehmungen oder Tatsachen (z.B.
Versammlungsbeschlüsse einer Aktiengesellschaft),

■■ Betreuungstätigkeiten gegenüber anderen Behörden oder Privaten,

■■ Beglaubigungen von Unterschriften und Abschriften,

■■ Vornahme von Verlosungen,

■■ Aufnahme von Vermögensverzeichnissen,

■■ Verwahrung von Wertgegenständen und Geld,

■■ Beratung und Betreuung der Beteiligten in nichtprozessualen Angelegenheiten,

■■ Anfertigen von Entwürfen ohne Beurkundungsauftrag (z.B. Entwurf für ein
handschriftliches Testament),

■■ Streitschlichtung und Schiedstätigkeit.

Zwar ergeben sich die Aufgaben und Zuständigkeiten maßgeblich aus den Rege-
lungen in §§ 1, 20 ff. BNotO, allerdings sind diese Vorgaben nicht abschließend.
Denn der Begriff der vorsorgenden Rechtspflege im Bereich der Tätigkeiten des
Notars umfasst eine Zuweisung des Notars diejenige Rechtsbetreuung, „die durch

§ 1
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rechtskundige Mitwirkung bei der Gestaltung privater Rechtsbeziehungen der
Rechtssicherheit und Streitverhütung dient“,1 auszuführen.

Wichtiges Unterscheidungskriterium ist, ob der Notar verpflichtet ist, ihm zugewie-
sene Aufgaben zu übernehmen oder ob er lediglich berechtigt ist, in diesem Bereich
der vorsorgenden Rechtspflege tätig zu werden. Denn nach § 4 BeurkG (vgl. hierzu
auch § 14 Abs. 2 BNotO der von „Amtstätigkeit“ spricht) darf ein Notar eine Beur-
kundung eines Rechtsgeschäfts, dass der notariellen Form bedarf, nur unter sehr
eingeschränkten Gründen ablehnen.2 Sofern dem Notar eine sonstige, freiwillige
Tätigkeit (im Wesentlichen allgemeine Betreuungstätigkeit) angetragen wird, kann
der Notar diese hingegen ablehnen. Wenn der Notar allerdings eine solche freiwil-
lige, in sein Ermessen gestellte Aufgabe übernimmt, hat der Notar die dienstrecht-
lichen Vorgaben vollständig zu erfüllen und das notarielle Verfahrensrecht ein-
zuhalten.

Mit Wirkung vom 1.9.20133 wurden dem Notar weitere Aufgaben und damit auch
weitergehende Befugnisse übertragen. Den Ländern wird über eine Länderöff-
nungsklausel die Möglichkeit eingeräumt, den Notaren die alleinige Zuständigkeit
für die Aufnahme von Erbscheinsanträgen und die in diesem Zusammenhang ste-
hende Abnahme von eidesstattlichen Versicherungen zu übertragen. Durch den neu
eingefügten § 133a GBO haben die die Notare die Befugnis, Abdrucke aus dem ma-
schinell geführten Grundbuch zu erteilen, soweit das Landesrecht keine abweichen-
de Regelung vorsieht.4 Danach darf der Notar demjenigen, der ein berechtigtes In-
teresse nach § 12 GBO vorweist, den Inhalt des Grundbuchs auch in den Fällen
mitteilen, obgleich die Grundbucheinsicht nicht im Zusammenhang mit einer Bera-
tung, Beurkundung und Beglaubigung steht (sog. isolierte Grundbucheinsicht).
Weiterhin zugewiesen wurden den Notaren die Zuständigkeit zur amtlichen Auf-
nahme des Inventars sowie der Nachlass- und Gesamtgutsauseinandersetzung (§ 20
Abs. 1 Satz 2, Abs. 5 BNotO), der Erstellung notarieller Vollmachtsbescheinigun-
gen gem. § 31 Abs. 3 BNotO sowie die Entscheidung über die Erteilung weiterer
vollstreckbarer Ausfertigungen notarieller Urkunden nach § 797 Abs. 3 ZPO.5 Da-
neben sind nunmehr die Notare für das Nachlassvermittlungsverfahren zuständig,
vgl. § 344 Abs. 4a FamFG. Hingegen wurde der weitergehende Vorschlag, den No-
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1 Seybold/Hornig, § 1 Anm. I.2. Eine erschöpfende Aufzählung im Bereich der vorsorgenden Rechts-
pflege ist nicht möglich, jedoch gibt es eine Vielzahl von Ansätzen: vgl. eingehend Rethmann, Vor-
sorgende Rechtspflege durch Notare und Gerichte, 1989, S. 1 ff.; Baumann, MittRhNotK 1996, 1.

2 Ausgangspunkt der Prüfung hat vielmehr die Pflicht zur Urkundsgewährung nach § 15 Abs. 1
BNotO zu sein.

3 Gesetz zur Übertragung von Aufgaben im Bereich der freiwilligen Gerichtsbarkeit auf Notare v.
26.6.2013, BGBl I, S. 1800.

4 Instruktiv und ausf. Böhringer, BNotZ 2014, 16.
5 Vgl. ausf. dazu Hager/Müller-Teckhoff, NJW 2013, 1917 ff.
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taren die Zuständigkeit und Befugnisse des Nachlassgerichts erster Instanz zu über-
tragen, nicht gesetzlich normiert.6

II. Träger eines öffentlichen Amtes

Der Notar ist nach § 1 BNotO unabhängiger Träger eines öffentlichen Amtes, der
aber gleichzeitig Angehöriger eines freien Berufes ist. Der Notar ist Amtsträger
und erfüllt staatliche Aufgaben der vorsorgenden Rechtspflege, die hoheitliche Tä-
tigkeit ist.7

Die Tätigkeiten des Notars werden zwar als Erfüllung staatlicher Aufgaben verstan-
den, was zur Folge hat, dass der Notar immer hoheitlich und nicht privatrechtlich
tätig ist. Allerdings verfügt der Notar (im Gegensatz zum Richter) über keine Aus-
übung von Amtsgewalt. Der Notar kann nicht gegen den Willen der Urkundsbetei-
ligten handeln. Zudem bezieht er keine staatlichen Bezüge,8 sondern erzielt seine
Einkünfte über seine notarielle Tätigkeit.

Die Ausübung des öffentlichen Amtes des Notars und die damit verbundene Aus-
übung hoheitlicher Funktionen übernimmt, zeigen sich in einer Vielzahl weiterer
Regelungen:
■■ Der Notar wird vom Staat bestellt; ebenso kann ihm das Amt auch nur von staat-

licher Seite entzogen werden, §§ 1 bis 13 BNotO; §§ 47 bis 64 BNotO.
■■ Die Ausübung seines Amtes unterliegt staatlicher Kontrolle (Dienstaufsicht),

§§ 92 bis 110a BNotO.
■■ Er übt kein Gewerbe aus (§ 2 BNotO), auch ist sein Amt kein „freier Beruf“,

daher kann ein Notar in seiner Eigenschaft als Notar nicht Partner einer Partner-
schaftsgesellschaft sein.

■■ Der Notar wird aufgrund Ersuchens der Beteiligten tätig, nicht etwa aufgrund
vertraglicher Basis (vgl. §§ 14 f. BNotO).

■■ Der Notar erhält kein Honorar, sondern gesetzlich fixierte Gebühren, die nicht
Gegenstand von privatrechtlichen Abreden sein können (§ 17 BNotO).9

■■ Er kann ein Tätigwerden in der Regel nicht ablehnen (Urkundsgewährungs-
pflicht), §§ 14 f. BNotO, § 4 BeurkG.

■■ Die Entscheidungen des Notars sind rechtsmittelbewährt (vgl. z.B. § 15 Abs. 2
BNotO, wenn der Notar die Vornahme eines Rechtsgeschäfts verweigert).
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6 BT-Drucks 17/1469; BT-Drucks 17/1468.
7 BVerfG DNotZ 1987, 121; ZNotP 2004, 281, 287; ZNotP 2009, 239.
8 Eine Ausnahme gilt in Baden-Württemberg: Hier erhalten Amtsnotare staatlich garantierte Bezüge.
9 OLG Celle RNotZ 2011, 505: Jede Vereinbarung über die Höhe und das Ob der Notarkosten ist

schlechthin verboten und nichtig, § 17 BNotO, § 125 GNotKG. Daraus folgt, dass ein Gebühren-
erlass oder eine Ermäßigung der Notarkosten nur dann im Ausnahmefall zulässig ist, wenn die No-
tarkammer zuvor allgemein oder im Einzelfall zugestimmt hat. Eine fehlende vorherige Zustim-
mung kann nicht nachträglich durch eine Genehmigung durch die Notarkammer geheilt werden.
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■■ Die Urkundsgewalt des deutschen Notars endet dort, wo die Staatsgewalt der
Bundesrepublik Deutschland endet (§§ 10 ff. BNotO).

■■ Der Notar führt ein Amtssiegel (§ 2 Abs. 2 BNotO).

Das deutsche Rechtspflegemodell geht von einem Zwei-Säulen-Modell aus, näm-
lich die vorsorgende Rechtspflege durch den Notar und die nachsorgende Streitent-
scheidung durch den Richter. Dabei dient die vorsorgende Rechtspflege durch den
Notar insb. dem Schutz unerfahrener, ungewandter Beteiligter vor rechtlicher Be-
nachteiligung (Benachteiligungsverbot) und gewährleistet gleichzeitig Rechts-
und Beweissicherheit zum Zweck späterer Streitvermeidung.

Im Gegensatz hierzu steht die Streitentscheidung durch den Richter im Rahmen der
Lösung streitiger Fälle durch die Gerichtsbarkeit. In diesem Spannungsverhältnis
ist es Aufgabe des Notars, durch Anleitung der Parteien bei der Begründung von
Rechten dafür zu sorgen, dass solche streitigen Fälle vermieden werden.

III. Quellen des notariellen Berufsrechts

Die wesentlichen Normen des deutschen Notarrechts finden sich in folgenden
Rechtsquellen:
■■ Bundesnotarordnung: Die BNotO enthält die grundlegenden Bestimmungen

des notariellen Berufsrechts, insb. zur Bestellung zum Notar, zur Ausübung des
Amtes und den hierbei zu beachtenden Pflichten, zur Notaraufsicht einschließ-
lich des Disziplinarverfahrens und zur beruflichen Selbstverwaltung.

■■ Dienstordnung für Notare: Bei der DONot handelt es sich um aufsichtsrecht-
liche Verwaltungsbestimmungen, die von den Bundesländern im Wesentlichen
gleichlautend erlassen worden sind und die die Voraussetzungen und Maßstäbe
der den Ländern gem. §§ 92 ff. BNotO obliegenden Rechtsaufsicht über die No-
tare konkretisieren.

■■ Die DONot ergänzt daher die BNotO und stellt eine Rechtsgrundlage für den
praktischen Ablauf der Arbeiten im Notariat dar. Sie enthält insb. Konkretisie-
rungen zu:

■■ Amtliche Unterschrift (§ 1), Siegel (§ 2) und Amtsschild (§ 3),
■■ Verpflichtung der bei dem Notar beschäftigten Mitarbeitern (§ 4),
■■ Führung der Unterlagen im Notariat, Dauer ihrer Aufbewahrung (§ 5),
■■ Führung der Bücher wie Urkundenrolle, Verwahrungsbuch, Massebuch, Na-

mensverzeichnisse (§§ 6 bis 17),
■■ Führung der Urkundensammlung, Nebenakten und Generalakte (§§ 18 bis 23),
■■ Feststellungen in der Urkunde (§ 26),
■■ Verwahrungsgeschäfte (§ 27),
■■ Herstellung der Urkunden (§§ 28 bis 31),
■■ Prüfung der Amtsführung (§ 32),
■■ Notarvertreterbestellung, Notariatsverwaltung (§ 33).
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■■ Es handelt sich lediglich um Dienstanweisungen der Landesjustizverwaltun-
gen. Folglich führt ein Verstoß gegen diese Vorschriften in keinem Fall zu einer
Unwirksamkeit der Urkunde. Jedoch ist der Notar verpflichtet, die DONot zu
kennen und zu beachten.

■■ Richtlinien der Notarkammern: Zu bestimmten Regelungen der BNotO (vgl.
§ 67 Abs. 2 Satz 3 BNotO) haben die Notarkammern in Form von Satzungen nä-
here Vorschriften erlassen, die die Amtspflichten und sonstigen Pflichten der
Notare näher bestimmen. Grundlegend geht es dabei um nähere Regelungen zur
Wahrung der Unabhängigkeit und Unparteilichkeit des Notars, zur Wahrung
fremder Vermögensinteressen, zur gemeinsamen Berufsausübung mit anderen
Notaren oder Berufsträgern, Beschäftigung und Ausbildung von Mitarbeitern,
Vornahme von Beurkundungen außerhalb der Geschäftsstelle. Alle 21 Notar-
kammern haben entsprechende Richtlinien auf der Grundlage der Empfehlun-
gen der Bundesnotarkammer erlassen. Zu beachten ist, dass diese Richtlinien
als Rechtsnormen zu qualifizieren sind, die der Notar im Rahmen seiner Amts-
tätigkeit zu beachten hat und die den Maßstab für eine ordnungsgemäße Amts-
ausübung darstellen. Daher handelt es sich unmittelbar um geltendes Recht und
sind von dem Notar zu beachten.

■■ Rechtsverordnungen des Bundes oder eines Landes: Die BNotO ermächtigt
den Bund (z.B. in § 19a Abs. 6 BNotO) oder die Länder (z.B. in § 6 Abs. 3 Satz 4
BNotO) in verschiedenen Vorschriften zum Erlass von Rechtsverordnungen.

■■ Beurkundungsgesetz: Das Beurkundungsgesetz befasst sich mit dem Verfah-
ren der öffentlichen Beurkundungen durch den Notar. Das BeurkG enthält Vor-
schriften, wie beurkundet werden soll. Allerdings ergeben sich in diesem Zu-
sammenhang weitere Verfahrensbestimmungen aus zahlreichen anderen
Gesetzen (z.B. § 15 BNotO, §§ 79 ff. WG, § 55 Abs. 3 ScheckG, § 61 GBO).

■■ Allgemeinverfügungen der Landesjustizverwaltungen (AVNot): Hierbei
handelt es sich um Verwaltungsvorschriften der Länder zur näheren Ausgestal-
tung des Bestellungsverfahrens10 der Notare und binden lediglich die Verwal-
tung.

■■ Europäischer Kodex des notariellen Standesrechts: Der 1995 von der Kon-
ferenz der Notariate der europäischen Union (CNUE) unter Mitwirkung der
Bundesnotarkammer verabschiedete europäische Kodex des notariellen Stan-
desrechts11 begründet zwar mangels Rechtsnormqualität keine Berufspflichten
der Notare, kann aber bei Vorgängen mit Auslandsbezug (vgl. § 11a BNotO) als
Auslegungshilfe herangezogen werden (Harmonisierung des europäischen No-
tarrechts).
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IV. Amtsausübungsbereich und Zeichen des Notars

Es geht um die Wahrung der örtlichen Zuständigkeiten des Notars.

1. Amtssitz/Geschäftsstelle

Nach § 10 Abs. 1 Satz 1 BNotO wird dem Notar ein bestimmter Ort als Amtssitz
zugewiesen, der grds. eine (politische) Gemeinde (bzw. Stadtteil oder Amts-
gerichtsbezirk) ist. Nach § 10 Abs. 2 Satz 1 BNotO ist der Notar verpflichtet an
dem Amtssitz seine Geschäftsstelle einzurichten und zu unterhalten, in der er wäh-
rend der üblichen Geschäftsstunden anwesend oder über die er zumindest erreich-
bar sein muss (§ 10 Abs. 3 BNotO) und von der er sein Amt ausübt.12 Der Anwalts-
notar kann nur dort seinen Sitz nehmen, wo er als Rechtsanwalt zugelassen ist.
Zudem besteht kein Anspruch des Notars auf eine Zuweisung eines bestimmten Sit-
zes oder gar eine Verlegung des Sitzes.

Es gilt der Grundsatz, dass der Notar sein Amt in seiner Geschäftsstelle ausüben
soll. Allerdings sind Amtstätigkeiten außerhalb der üblichen Geschäftsstunden in
den allgemeinen Grenzen von Unabhängigkeit und Unparteilichkeit der Amtsaus-
übung zulässig. Zudem wird die Geschäftsstellenpflicht durch die Residenz-
pflicht des § 10 Abs. 2 Satz 2 BNotO ergänzt. Demnach hat der Notar seine Woh-
nung so zu nehmen hat, dass er in der ordnungsgemäßen Wahrnehmung seiner
Amtsgeschäfte nicht beeinträchtigt wird; ausnahmsweise muss er seine Wohnung
am Amtssitz nehmen, wenn dies im Interesse der Rechtspflege geboten ist und die
Aufsichtsbehörde ihn entsprechend anweist.13

2. Amtsbereich

Der Amtsbereich des Notars ist grds. der Bezirk des Amtsgerichts, in dem er seinen
Amtssitz hat. Die Landesjustizverwaltung kann die Grenzen des Amtsbereichs all-
gemein oder im Einzelfall mit der Zuweisung des Amtssitzes abweichend festlegen
und solche Festlegungen auch später ändern (§ 10 Abs. 1 BNotO). Dabei sind aber
auch die die wirtschaftlichen Interessen des betreffenden Notars zu berücksichti-
gen.14

3. Amtsbezirk

Unter dem Amtsbezirk versteht man den OLG-Bezirk, in dem der Notar seinen
Amtssitz hat, § 11 Abs. 1 BNotO. Der Notar darf sich nur in Ausnahmefällen außer-
halb des Amtsbereichs und des Amtsbezirks begeben, um zu beurkunden (§§ 10a
Abs. 2, 11 Abs. 2 BNotO).
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12 BGH DNotZ 1981, 521.
13 Beck’sches Notarhandbuch/Starke, L.I. Rn 122.
14 BGH DNotZ 2000, 945.
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4. Amtstätigkeiten außerhalb des Amtsbezirks, des Amtsbereichs

oder der Geschäftsstelle

Für Amtstätigkeiten außerhalb des Amtsbezirks, des Amtsbereichs oder der Ge-
schäftsstelle gelten die nachfolgenden Grundsätze:15

a) Urkundstätigkeiten außerhalb des Amtsbezirks

Ein Bedürfnis, Urkundstätigkeiten außerhalb des OLG-Bezirks zuzulassen, wird
nur sehr selten vorliegen. Der Notar darf Urkundstätigkeiten außerhalb des Amts-
bezirks dann vornehmen, wenn:
■■ Gefahr im Verzug ist oder
■■ die Aufsichtsbehörde (§ 92 BNotO) dies vorher im Einzelfall genehmigt (§ 11

Abs. 2 BNotO).

Daraus folgt, dass grundsätzlich eine Urkundstätigkeit außerhalb des Amtsbezirks
nicht zulässig ist. Das Verbot umfasst den gesamten Vorgang der Urkundstätigkeit,
folglich auch die erforderliche Wahrnehmung bei tatsächlichen Vorgängen nach
§§ 36 ff. BeurkG.16

Gefahr im Verzug liegt nur vor, wenn eine Amtshandlung in bestimmter Frist vor-
genommen werden muss (z.B. bei schwerer Erkrankung eines Beteiligten oder bei
Wechselprotesten) und dies nicht durch einen ortsnahen Notar geschehen kann.17

Die Erteilung einer Ausnahmegenehmigung durch die Aufsichtsbehörde kann nur
aus in der Sache selbst liegenden zwingenden Gründen erteilt werden, so z.B. wenn
der Notar ein schwieriges Vertragswerk in langen Beratungen vorbereitet hat, bei
der Beurkundung die Kenntnis der Verhältnisse bedeutsam ist und die Beurkun-
dung aus unvorhergesehenen Gründen außerhalb des Amtsbezirks erfolgen muss.18

Hingegen reicht der Umstand, dass der Notar bereits mit dem Entwurf der Urkunde
betraut oder zu Beratungen herangezogen war, für sich allein im Regelfall nicht
aus.

Dass Gefahr im Verzug ist oder die Genehmigung vorliegt, wird zweckmäßig in der
Urkunde angegeben.

b) Urkundstätigkeiten außerhalb des Amtsbereichs

Der Notar darf Urkundstätigkeiten (§§ 20 bis 22 BNotO) außerhalb seines Amts-
bereichs nur insoweit ausüben, wenn besondere berechtigte Interessen der Recht-
suchenden dies gebieten (§ 10a Abs. 2 BNotO). Hierzu zählen:
■■ Gefahr im Verzug ist;
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15 Ausf. hierzu Wöstmann, ZNotP 2003, 133.
16 BGH DNotZ 1973, 174.
17 Schippel/Bracker/Püls, § 11 Rn 2; Arndt/Lerch/Sandkühler, § 11 Rn 8.
18 Vgl. Schippel/Bracker/Püls, § 11 Rn 3.
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■■ der Notar auf Erfordern einen Urkundsentwurf gefertigt hat und sich danach aus
unvorhersehbaren Gründen ergibt, dass die Beurkundung außerhalb des Amts-
bereichs erfolgen muss;

■■ der Notar eine nach § 21 GNotKG zu behandelnde Urkundstätigkeit vornimmt
(Beurkundung wegen vorheriger unrichtiger Sachbehandlung, „Korrektur von
Fehlern früherer Beurkundungen“);

■■ in Einzelfällen eine besondere Vertrauensbeziehung zwischen Notar und Betei-
ligten, deren Bedeutung durch die Art der vorzunehmenden Amtstätigkeit unter-
strichen werden muss, dies rechtfertigt und es den Beteiligten unzumutbar ist,
den Notar in seiner Geschäftsstelle aufzusuchen.

c) Urkundstätigkeiten außerhalb der Geschäftsstelle

Der Notar darf grds. Amtsgeschäfte außerhalb der Geschäftsstelle (aber innerhalb
von Amtsbereich und Amtsbezirk) vornehmen,19 wenn sachliche Gründe dafür vor-
liegen. Allerdings sollte die Gefahr des Anscheins der Parteilichkeit20 entstehen
oder die „Klarheit der Amtsführung“ leiden würde, ist die Auswärtsbeurkundung
aber auch insoweit verboten.21 Sachliche Gründe sind gegeben, wenn:
■■ die Amtstätigkeit ihrer Natur nach außerhalb der Geschäftsstelle vorgenommen

werden muss (Wechselproteste, Versteigerungen, Beurkundungen von Ver-
sammlungen, Verlosungen, Siegelungen, Aufnahme von Nachlassverzeichnis-
sen);

■■ ein Beteiligter nicht nur vorübergehend unabkömmlich ist (z.B. Gebrechlich-
keit, Erkrankungen);

■■ wegen der Vielzahl der Beteiligten die Vornahme des Amtsgeschäfts oder die
Vornahme mehrerer sachlich zusammenhängender Amtsgeschäfte (z.B. Stra-
ßengrundabtretungen, Bestellung von Dienstbarkeiten) in der Geschäftsstelle
aus räumlichen Gründen als unzweckmäßig erscheint;

■■ das Aufsuchen des Notars für die Beteiligten einen unverhältnismäßigen Auf-
wand bedeuten würde.

Die Wirksamkeit der Beurkundung wird bei einer berufsrechtlich unzulässigen
Amtstätigkeit außerhalb des Amtsbezirks, des Amtsbereichs oder der Geschäfts-
stelle nicht berührt (§ 11 Abs. 1 BNotO), solange die Amtstätigkeit innerhalb der
Grenzen der Bundesrepublik Deutschland ausgeübt wird.

d) Urkundstätigkeiten im Ausland

Beurkundungen im Ausland hingegen sind unwirksam. Aufgrund des territorialen
Endes der Staatsgewalt der Bundesrepublik Deutschland endet zwingend auch die
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19 BVerfG DNotZ 2000, 787 m. Anm. Eylmann; OLG Köln DNotZ 2008, 149.
20 Dies wird bejaht bei Beurkundungen in den Räumen eines von mehreren Beteiligten.
21 BVerfG DNotZ 2000, 787.
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